
        
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Geldwäscheprävention 

Sanktionen/ 
Bußgelder 

(s. Übersicht 5) 

Risiko-

management 
(s. Übersicht 4) 

Verdachts-
meldungen und 

ihre Folgen 
(s. Übersicht 5) 

Aufbewahrungs
-pflichten 

(s. Übersicht 6) 

Sorgfaltspflichten 
in Bezug auf den 

Kunden 
(s. Übersicht 2 u. 3) 

Zuständigkeiten 

der Behörden 
(s. Übersicht 5) 

Vorgehen der 

Behörden bei 
Überprüfung  
(s. Übersicht 5) 

Übersicht 1 
ANLAGE 1 



        
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Pflichten der Unternehmer nach dem GwG 

Kfz-Händler als Güterhändler i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 1 GwG 
müssen folgende Vorgaben nach dem GwG beachten 

Generelle Pflichten beim 
Betrieb eines Autohauses 

Ausnahmsloses Einhalten eines Verbots von Bargeldgeschäften 
≥ 10.000 € (Achtung bei zusammenhängenden Geschäften) 

Nein 

Ein Risikomanagement  
(vgl. Übersicht 3) muss eingerichtet werden 

Schaffung int. 
Sicherungs- 
maßnahmen 

Erstellung 
Risikoanalyse 

Ausarbeitung int. 
Grundsätze, Verfahren 

und Kontrollen 

Mitarbeiter-
schulungen 

Bestellung 
GwB 

ggf. Schaffung einer int. 
Revision und gruppen-

weiter Verfahren 

Ja 

Es muss kein Risikomanagement eingerichtet 
werden, aber für einzelne Geschäfte gilt. 

Keine Einhaltung 
der allgemeinen 

Sorgfaltspflichten  

aber: Verstärkte 
Sorgfaltspflichten auch 

hier einzuhalten 

Verdacht auf Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung 

RF: Einhaltung der Sorgfaltspflichten  
in Bezug auf den Kunden 

Zweifel an den 
Angaben des VP 

Sachverhalt aus Anlage 2 
zum GwG liegt vor 

Verkauf ohne Verdacht 
und Zweifel 

RF: Allg. Sorgfaltspflichten 
müssen nicht eingehalten 

werden.  
Aber ggf. Einhaltung der 

verstärkten Sorgfalts-
pflichten, falls ein solcher 

Sachverhalt vorliegt 

RF: 
1. Aufzeichnung aller Informationen und Daten zum VP und wB 
2. Aufbewahrung dieser Informationen für 5 Jahre 
3. Bei Verdachtsmomenten die Abgabe einer Verdachtsmeldung 

VP ist 
PEP 

VP ist aus 
Hochrisiko-

land 

Unternehmens-
interne 

Feststellung eines 
erhöhten Risikos 

Ein ungewöhnlicher Sachverhalt 
liegt vor 

(vgl. FIU-Anhaltspunktepapier) 

RF bei Vorliegen eines 
ungewöhnlichen Sachverhalts (s.o.): 
- genaue Untersuchung der Trans- 
 aktion, 
-  Erforschung des genauen Hinter- 
 grundes des Geschäftes 
sowie 
- kontinuierliche Überwachung 

Rechtsfolgen 

Fortführung des 
Geschäfts nur, wenn 
die Führungsebene 

zustimmt 

Verstärkte 
kontinuierliche 

Überwachung der 
Geschäftsbeziehung 

Angemessene 
Bestimmung der 

Geldmittelherkunft 

VP = Vertragspartner 
wB = wirtschaftlich Berechtigter 
aP = auftretende Person 
PEP = politisch exponierte Person 
RF = Rechtsfolge 
MA = Mitarbeiter 
  

Übersicht 2 

Vorliegen eines 
Risikofaktors aus Anlage 2 

zum GwG (z.B. 
Nichtpräsenzgeschäfte) 

Vereinfachte 
Sorgfaltspflichten (Schritt 1):  

Kommen zur Anwendung, 
wenn ein Sachverhalt der 

Anlage 1 zum GwG vorliegt 
(ist sehr selten). 

RF: Angemessene 
Reduzierung der allgemeinen 

Sorgfaltspflichten (z.B. ist 
eine vereinfachte Form der 

Identifizierung möglich) 
 

Zuverlässigkeits
-prüfung 

relevanter MA 

Verstärkte Sorgfaltspflichten (Schritt 3): 
Sie sind immer (nur) dann zu beachten, 
wenn folgende Sachverhalte vorliegen 

Annahme von eigene Zahlung 
Bargeld ≥ 10.000 € 

Konkrete Pflichten bei jedem einzelnen 
(Fahrzeug-)Verkauf/Dienstleistung 

Annahme oder eigene Zahlung von Bargeld ≤ 10.000 €, sowie bei 
allen anderen Zahlungsarten (Überweisung, Kartenzahlung, etc.) 

Allgemeine Sorgfaltspflichten (Schritt 2): 
Identifizierung des VP (vgl. Übersicht 2) 

VP 
handelt 

vor Ort in 
eigenem 
Namen 

Hinter dem VP 
steht ein 

wirtschaftlich 
Berechtigter 

(wB) 

Für den VP 
tritt ein 
Bote/ 

Vertreter 
(aP) auf 

RF:  
- Identifizierung aller handelnden Personen mittels Kopie 

des Ausweises (vgl. Übersicht 2)  
- ggf. Einhaltung der verstärkten Sorgfaltspflichten 



        
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Identifizierung der Vertragspartner 

VP ist natürliche Person 

VP ist nicht persönlich anwesend VP ist persönlich anwesend 

Überprüfung der Ausweise mit Hilfe 
folgender Fragen (vgl. Broschüre S. 38): 
1. Ist es ein Originalausweis? 
2. Scheint der Ausweis echt zu sein?/ 
     Ist der Ausweis gültig? 
3. Besteht Personenidentität 
     zwischen der Person auf dem 
     Ausweis (Lichtbild) und der 
     Person vor Ort? 

Alle Fragen mit  
ja beantwortet 

Auch nur eine 
Frage mit nein 
beantwortet 

Kopie/Scan des 
Originalausweises 

Geschäft sollte nicht abgeschlossen 
werden 

Identifizierung 
erfolgt (gem. § 12 
Abs. 1 Nr. 2 GwG) 

durch 
elektronischen 

Identitäts-
nachweis 

(§ 18 Personal-
ausweisgesetz 

oder § 78 
Aufenthaltsgesetz 

Identifizierung 
des nicht 

anwesenden VP 
nach dem 

Verfahren gem. 
§ 12 Abs. 1 Nr.  

2-5 GwG 
(s. Kästen rechts) ist 
nicht möglich 

Identifizierung 
erfolgt gem. § 12 
Abs. 1 Nr. 3 GwG 

durch: 
1. Qualifizierte 
     elektronische 
     Signatur gem. 
     Art. 3 Nr. 12 der 
     EU-Richtlinie 
     910/2014 EU 
und 
2. Transaktion 
     erfolgt unmittel- 
     bar auf ein auf  
     den Namen des  
     VP lautendes  
     Zahlungskonto  
     i.S.d. § 1 Abs. 3  
     ZAG 

Identifizierung 
erfolgt gem. § 12 
Abs. 1 Nr. 4 oder 
Nr. 5 GwG (z.B. 

ggf. zukünftig bei 
Zulassung durch 

das BMF im 
Videoident-
verfahren) 

VP ist juristische Person (z.B. GmbH, KG, Verein, etc.) 

Identifizierung der folgenden Daten der juristischen Person (z.B. mit ZDK-Formular): 
Firma, Namen oder Bezeichnung, Rechtsform, Registernummer, Anschrift des Sitzes der 

Gesellschaft, Name der Mitglieder des Vertretungsorgans oder der gesetzlichen Vertreter 
(Achtung: Besonderheit, wenn Vertretungsorgan selbst juristische Person ist 

(z.B. GmbH & Co. KG)) 

Verifizierung (Abgleich) der Daten durch 
Vorlage des Handelsregisterauszugs bzw. 

eines vergleichbaren amtlichen 
Registerauszugs aus dem sich auch der wB 

der juristischen Person erkennen lässt 

Kann der wB über die üblichen Register 
(vgl. Kasten links) nicht festgestellt 

werden, dann erfolgt die Prüfung im 
Transparenzregister (vor allem bei 

Stiftungen oder bei nicht hinterlegten 
Gesellschafterlisten)  

Prüfung, ob ein wB bei der juristischen Person gegeben ist und ggf. Erhebung der Daten. 
Bei berechtigten Zweifeln an den Angaben zur juristischen Person und den ggf. dahinter 

stehenden wB, dass Geschäft im Zweifel nicht abschließen. 

VP ist eine 
börsennotierte  
Gesellschaft am 

organisierten 
Markt i.S.d. § 2 
Abs. 11 WpHG 

Es gibt Personen (Gesellschafter), die 
mittelbar oder unmittelbar mehr als 
25 % der Anteile an der Gesellschaft 

halten. 
RF:  Erfassen der Daten dieser 

Person (i.d.R. Identifizierung mittels 
Ausweiskopie). Ggf. Fragen an VP zu 
Eigentums- und Kontrollstrukturen 

Neben der Verifizierung 
der Angaben des VP zur 

Gesellschaft i.S.d. § 2 
Abs. 11 WpHG bestehen 
keine weiteren Pflichten 

Feststellung einer etwaigen PEP-
Eigenschaft des wB und ggf. 

Feststellung der Herkunft der Gelder 
(vgl. Übersicht 2) 

Es gibt keine Personen (Gesellschafter), die 
mittelbar oder unmittelbar mehr als  

25 % der Anteile an der Gesellschaft halten. 

RF: Folgende schriftl. Dokumentation 
1. Die juristische Person besitzt keinen wB 
sowie 
2.  Die Aufzeichnung der Daten des 

geschäftsführenden Gesellschafters oder 
des gesetzlichen Vertreters des VP 

Aufzeichnung und Aufbewahrung der Daten und Informationen für mindestens 5 Jahre 

Übersicht 3 

VP = Vertragspartner 
wB = wirtschaftlich Berechtigter 
PEP = politisch exponierte Person 
RF = Rechtsfolge 

Prüfung: Steht ein wB hinter dem VP? 

nein ja, dann zusätzliche Identifizierung des wB, 
anhand nachstehender Vorgaben 

Identifizierung 
über Vorlage des 

Original-
ausweises des 

nicht 
anwesenden VP 

möglich?  

nein ja* 

Identifizierung des VP mit folgenden 
Daten (z.B. mit ZDK-Formular) und 

Verifizierung der Daten durch Kopie des 
vorgelegten Originalausweises: 

Name, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Staatsangehörigkeit, Anschrift, Art des 

Ausweises, ausstellende Behörde, 
Ausweisnummer 

* Ist der VP nicht anwesend, dann ist zusätzlich auch die für den VP auftretende Person (z.B. Vertreter) anhand der nebenstehenden Vorgaben (Ausweiskopie) zu identifizieren. 



        
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Risikomanagement 

Erstellung Risikoanalyse 
(Bußgeld bei fehlender Erstellung und Aktualisierung) 

Ablauf Risikoanalyse Inhalt 
Risikoanalyse 

Analyse 
Risiko-

bereiche 

Erstellung 
Risiko-
analyse 

Ableiten von 
Maßnahmen 

für die 
einzelnen 

Risiko-
bereiche 

Installation 
der 

Maßnahmen 
in den 

internen 
Prozess  

Monitoring 
der 

Maßnahmen 
und regelm. 

Aktualisierung  
der RA 

ggf. Schaffung eines 
Gruppenverfahrens 
und eines internen 

Hinweisgebersystems  

D.h.: Erstellung Unternehmensinterner 
Richtlinien zum Umgang mit: 

- Annahme von Bargeld 
- Risikoanalyse u. Verdachtsfällen 
- Identifizierung u. Aufbewahrung 
- internen Kontrollen der Maßnahmen 
- Vier-Augenprinzip bei Kasseneinzahlung 
etc. 

Bestellung 
eines  
GwB 

Mitarbeiter-
schulungen 

Zuverlässigkeit der 
Mitarbeiter (MA) 

Ausarbeitung interner 
Grundsätze, Verfahren 

und Kontrollen 

Schaffung interner Sicherungsmaßnahmen 

Entwicklung 
eines risiko-
adäquaten 

Maßnahmen-
katalogs 

(zur Risiko-
mininierung) 

Hohes 
Risiko 

Mittleres 
Risiko 

Geringes 
Risiko 

Bewertung der erfassten 
Risiken mittels Ampelsystems* 

Allgemeiner Teil 

Strukturelles 
Umfeld/ 

Kriminalitäts
-lage am 
Standort 

Geo-
grafische 

Lage 

Grunddaten 
Unternehmen: 

Name, Rechtsform, 
Geschäftsjahr, 

Name aller 
Geschäftsführer, 
Inhaber, Name, 

Fabrikat, 
Beschreibung der 
Standorte/Filialen 

Nennung der 
Mitarbeiter, 

die Geld-
wäscherisiko 
ausgesetzt 

sind 

Risikoerfassung und  
-beschreibung 

Risiken Kundenstruktur 
(unter Nennung des prozentualen Anteils) 

Risiken Vertriebsstruktur/Vertriebskanäle 
(Darstellung der Geschäftsprozesse) 

Risiken Produktstruktur 
(Darstellung der Produkte mit möglichen Risiken) 

Bar-
zahler 

Groß-
kunde 

(reiner) 
Online-
kunde 

Privat-/ 
Geschäft
s-kunde 

Finan-
zierung/ 
Leasing 

Neu-
kunde 

Stamm-
kunde 

Teile-
handel 

hochw./ 
teure 

Reparatur 

Mittel-
klasse-
wagen 

Oberklasse-
und 

Luxuswagen 

Klein-
wagen 

Übersicht 4 

*   

Old-
timer 

Gebr. 
LKW 

Aus-
lands-
kunde 
(EU-, Dritt- o. 
Risikostaat) 

Die Pflicht besteht wenn mehr als 9 MA 
in geldwäschesensiblen Bereichen tätig 

sind (soweit Allgemeinverfügung der 
zuständigen Aufsichtsbehörde vorliegt): 

- Mitglieder der Unternehmensführung, 
- Verwaltung (Kasse , Buchhaltung,  
  Disposition), 
- Verkauf, Aftersales mit Kundenkontakt 

Rechte  und Pflichten des GwB: 
 

Plichten: 
-  Überwachung der Einhaltung des GWG 
-  Erarbeitung und Umsetzung der  
   Risikoanalyse 
-  Bearbeitung von Verdachtsfällen 
-  Ansprechpartner der  MA sowie der  

 Aufsichts- und Strafverfolgungs-
behörden 

-  Geschäftsleitung unmittelbar 
nachgeordnet und unabhängig 

Rechte: 
-  Ungehinderter Zugang zu allen 

relevanten Daten und Systemen 
-  Einräumung ausreichender Befugnisse 

zur Aufgabenerfüllung  
-  Vertretung der GW-Belange ggü. der 

Geschäftsleitung und MA 
 

Unterrichtung der MA 
in den geldwäsche-
sensiblen Bereichen 

(vgl. Kasten rechts) 

etc. 

Form: 
Schriftform (GWG) 

Ein MA gilt als zuverlässig, 
wenn er: 

- GW-Richtlinien beachtet 
- Verdachtsfälle meldet 
- keine zweifelhaften 
  Geschäfte tätigt 
- keine einschlägigen 
  Straftaten begangen hat 
  (ggf. Führungszeugnis). 

Inhalt der MA-Schulungen: 
 

- Typologien von und 
  Anhaltspunkte für GW 
- kundenbezogene Sorgfalts- 
  pflichten und Sicherungs- 
  maßnahmen 
- Identifizierungspflichten 
- Vorgehen in GW-Verdachts- 
  fällen 
- allgemeine Hinweise 

MA = Mitarbeiter 
RA = Risikoanalyse 
GW = Geldwäsche 
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Übersicht 5 
Zuständige Behörden und ihre Aufgaben 

Verdachtsmeldung  Strafverfolgung  Geldwäscheaufsicht 

Form der 
abzugebenden VM  

Gründe für die  
Abgabe einer VM 

Rechtsfolgen einer abgegebenen 
VM 

Bis 2017: 
Schriftliche 

und 
telefonische 
Meldung an 

BKA, LKA 

Seit 2017: 
Ausschließlich 
elektronische 
Meldung über 

die FIU- 
Eingabemaske 

goAML  
(Nachfragen an: 
info.fiu@zoll.de)   

Transaktion nicht durchführen! 
Einzige Ausnahmen: 

3 Werktage 
(ohne Sa) 

verstreichen, 
ohne dass 

FIU oder StA 
die Trans-

aktion 
untersagt 

haben 

Zweifel und 
Verdacht sind 

dem 
Mitarbeiter 

erst nach 
Veräußerung 

aufgekommen 

Zustimmung 
der  

zuständigen 
StA oder der 

FIU  

Zuständigkeit: FIU Zuständigkeit: LKA, BKA  Zuständigkeit: Im Güterhandel ist das Sache der Bundesländer.  
 

Nachfolgend einige Beispiele aus den Bundesländern: 
- Bezirksregierung (z.B. in NRW) 
- Regierungspräsidien (z.B. Ba.-Wü., Hessen) 
- Wirtschaftsministerium (z.B. Meck.-Pom.) 
- Kreise und Städte (z.B. Nds) 
- etc. 

Meldepflichtige 
Sachverhalte sind 

dem FIU-
Anhaltspunktepapier 
zu entnehmen (vgl. 

auch  ZDK-Broschüre 
Ziff. 2.2.4.2; S. 50) 

Whistleblowing  
(§ 52 GwG): 

Die Einrichtung 
eines (anonymen) 

Hinweisegeber-
system durch die 
Behörden erfolgt,  
um GwG-Verstöße 
durch verpflichtete 

(Kfz-) Händler zu 
melden. 

Internetpranger  
(§ 57 GwG): 

Bestandskräftige 
Maßnahmen und 
Bußgeldbescheide 

gegen den 
Güterhändler 

werden auf der 
Internetseite der 
Aufsichtsbehörde 

veröffentlicht. 

Bußgelder (§ 56 GwG):  
64 Bußgeldtatbestände 

im GwG, z.B. für 
folgende „Vergehen“: 

- keine RA erstellt 
- unvollständige  
   Identifizierungen 
-  PEP-Prüfung nicht  
   durchgeführt 
-  wB nicht identifiziert 
-  etc. 

 

Aufforderung: Formulare 
ausfüllen und/oder Unterlagen 

einreichen  

Selten: 
Direkte 

Ankündi-
gung 
einer 

Kontrolle 

Durchführung einer Kontrolle vor Ort 
 

Vorlage von: 
- Kassenbüchern 
- Neu- und Gebrauchtwagen-Buch 
- Alle sonstigen relevanten Unterlagen 

Vorgehen bei einer Verdachtsmeldung 

Sanktionen/Bußgelder Kontrollen bei den Verpflichteten, ob  
GwG-Pflichten eingehalten werden 

Anschreiben des 
Verpflichteten durch 

Aufsichtsbehörde 

Direkte Vor-Ort-
Kontrolle 

(Ausnahmefall) 

RA = Risikoanalyse 
VM = Verdachtsmeldung 
wB = wirtschaftlich Berechtigter 
Sa = Samstag 

Ankündi-
gung 
einer 

Kontrolle 

Absehen 
von einer 
Kontrolle 
(z.B. bei 

ordnungs-
gemäßen 

Unter-
lagen) 



        
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Übersicht 6 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

Was ist aufzuzeichnen? Aufbewahrungsfrist Form der Aufzeichnung 

Wichtig ist u.a. die Aufzeichnung folgender Daten: 
- Aufzeichnung der Art, der Nummer und die ausstellende 

Behörde des vorgelegten Dokuments 
- Kopie aller zur Identifizierung vorgelegten Dokumente (z.B. 

Personalausweis) und der herangezogenen Unterlagen 
- ggf. Aufzeichnen des Namens und des Umstandes, dass der zu 

Identifizierende  bei früherer Gelegenheiten bereits 
identifiziert wurde 

- Risikoanalyse und die Unterlagen zur Erstellung der 
Risikoanalyse 

Pflicht: 
Kopie des Ausweises oder Scan 

des Ausweises 
 

Aber Achtung: Datenschutz!  
Ausweis und Unterlagen sind 
nach der Aufbewahrungsfrist  

(5 Jahre)  zwingend zu 

vernichten  

5 Jahre 

Beginn der Frist:  
Ende des Jahres in dem die 

Identifizierung erfolgt. 


